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" Sitzung des Innenausschus~es vom 27.09.2018 " 
Schriftliche'r Nachbericht zu dem Tagesordnungspunkt ,~Ingewahr
samnahme des Wuppertaler' Jobcenterleiters bei Demonstration ' 
gegen Rechts am 16. Juni 2018" sowie zum Antrag der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIEGRÜNEN vom 20.09.2018 

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident, 

im Rahmen ,der 18. Sitzung des Innenausschussesam, 05.07.2018 wur

de, zugesagt, aufgekOmmene Fragen zum Eirisatz der Polizei aus An

'lass versammlun~srec~tlicher Vera~staltungen inWuppertal" am 

, 16.06.2018 in Form eines mündlichen Berichts zu beantworten. Bei der 

Sitzüng des Innenaüsschusses am 27 .09~2018 konnte eine mündliche 

Berichterstattung ni"cht erfolge'n, so dass die Fertigung eines schriftli

chen Berichts vereinbart wurde. 

In diesem Zusammenhang übersende ich,zur Informat,ion der Mitglieder 

des Innenausschusses des Landtags 60 Exemplare "des schriftlichen 

Berichts zum Tagesordnungspunkt "Ingewahrsamnahme des Wupperta-
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der auch Fragen beantwortet, die Gegenstand des durch die Fraktion· 

BÜNDNIS gO/DIE GRÜNEN eingebrachten Tagesordnungspunktes 

I;Demonstration gegen Aufzug von ,Die Rechte' in Wuppertalam 16. Ju- .. 

ni 2018" waren. 

Mit freundlichen Grüßen 

[ 
Herbert Reul 



Schriftlicher Nachbericht 
des Ministers des Innern 

_ _ zu dem Tagesordnungspunkt- _ _ _ 
"Ingewahrsainnahme des Wuppertaler Jobcenterleiters bei Demonstratiön ge

gen Rechts am 16. Juni 2018" der Sitzung des' Innenausschusses am 
27. September 2018 s6wiezum Antrag-der Fraktion BÜNDNIS -90/D-IE GRÜNEN 

- _ vom 20. September 2018 -

Das Polizeipräsidium (PP) -Wuppertal hat den Einsatz mittlerweile umfassend naoh- -

, bereitet. Auf -dieser Basis und vorliegenden Berichterstattungen des PPWuppertal 

zufolge ergibt sich zu den in der _ Sitzung des Innenausschusses am 05. Juli 2018 
, ' 

aufgekommenen Fragestellungen sowie dem _ durch die Fraktion BÜND-

NIS gO/DIE GRÜNEN - an lässlich der Sitzung _ des Innenausschusses am 

27. September 2018 eingebrachten-' Tagesordnungspunkt "Demonstration gegen -

Aufzug von ,Die Rechte' in Wuppertal am 1-6. Juni 2018" nach derzeitigem ,Kenntnis-
. . ',' 

-stand folgender Sachstand(Hinweis: Die in Fettdruck hervorgehobenen Textblöcke 

geben die in der 18. Innenausschusss-itzung sowie die im Rahmen des Antrages der 

Fraktion BÜNDNIS gO/DIE GRÜNEN konkref gestellten Fragen wieder): 

S~raf-und Ermittlungsverfahren 

- -

Frage: Aufgruncl welcher Tatvorwürfe wird gegen die Beschuldigten L. so- -
- - -

wie B. ermittelt? (Frage Seite 22 des Protokolls der 18. -Innenausschuss~ 

sitzung) 

Gegen Herrn L. sowie gegen Herrn B. -wurde jeweils ein Ermittlungsverfahren wegen 

,Widerstands- gegen VOllstreckungsbeamte sowie tätlichen Angriffs aUf Vollstre

ckungsbeamte eingeleitet. 

Frage: Wie stellte sich der (zeitliche) Ablauf des Strafverfahrens im Zusam

menhang mit dem -Strafantrag des Herrn L. gegen die eingesetzten 

Polizeib~amtinnen/-beamten dar? -(Frage Seite 22 des Protokolls der 18. 

Innenausschusssitzung) 



Gemäß der Berichterstattung des pp Wuppertal sei Herr L .. am 16. Juni 2018. um 

15:05 Uhr in Gewahrsam genommen und· gegen 16:40 Uhr der Gefangenensammel

stelle zugef9hrt worden.Sodann sei um 17:06 Uhr der Rechtsa~wal~ von Herrn L. in 

· der Gefangenensammelstelleerschienen. Unmittelbar im Anschluss sei Herr L.im· . 

Beisein ~~ines Rechtsanwalts als Beschuldigter vernommen und um 17:37 Uhr aus 

· dem Polizeigewahrsam des pp Wuppertal wieder entlassen worden. Das pp Wup

pertal übergab das Verfahren im Anschluss der Staatsanwaltschaft (StA) Wuppertal. 

. . 

Der Leitende Oberstaatsanwalt inWuppertal hat berichtet,. die durch Herrn L. vorab 

in den Medien angekündigte Straf?nzeig·e vom 27. Juni. 2018 . sei' dort am 

29. Juni '2018 eingegangen: Sie richte ·sich .gegendie einschreitend~n Polizeibeam- . 

ten wegen Körperverletzung im Amt sowie Freiheitsberaubung. Der zuständige De~ 

zernent habe mit V~rfügung vom 7. August 2018 polizeiliche ·Ermittlungen, insbeson-

'. deredie Feststellung der Personalien der weiteren am Geschehen beteiligten· Pol i- . 

zeibeamten; die verantwortliche· Vernehmung aller Beschuldigten und die Verl')eh-
. . - . 

mu~g der von dem Anzeigenerstatt~r benannten ZelJgen in.Auftrag gegeben. 

. . . . '. . 

Die Ermittlungsakten wurden per Kurier an das dann ermittlungsführende pp Hagen . 

übersandt. Insgesamt dauern die Ermittlungen nach derzeitigem Stand weiterhin an. 

· Nähere Informati?nen· zum Sachverhalt/Stand der Ermittlungen könn~n derzeit nicht 

bekannt gegeben werden, auch um dielaufenderi Ermittlungen nicht zu gefährden. 

Dementsprechend kann auch auf· die Nachfrage!? Warum diese /ngewahrsamnahme ; 

bzw. warum das Auf-den-Boden-Drücke,??" (Seite 23 des Protokolls der 18./nnen-

. . ausschusssitzung) nicht nähere~ngegangen werden, da dies ebenfal.ls Bestandteil 

. des Ermittlungsverfahrens ist..· 

.. 
. . 

. Frage: Warum wurde die Versammlung nicht aufgelöst und die Identität von 

Personen, die volksverhetzende Parolen skandierten, nicht v·or· Ort 

festgestellt? (Fragen Seite 24 und Seite .32· des Protokolls der 18. /nnen

ausschusssitzung) 

Im Zusammenhang mit dem· Skandieren der Parole. "Deutschland. den, Deutschen, 
. . . .' , . : . 

Ausländer raus" aus· dem Aufzug der Partei ;,DieRechte" heraus, berichtet das 



pp Wuppertal, dass von den unmittelbar am Aufzug . eingesetzten Kräften entschie~ 

. de'n worden sei, diesen anzuhalten. Der Versammlungsleiter sei daraufhin verpflich

tet worden, auf.seine Teilnehmer einzuwirken.· Diese, Maßnahme ,wurde im Rahmen 

. der Verhältnismäßigkeit bewusst als Mindermaßnahme zur Auflösung getroffen. In 

der Folge sei das Skandieren der relevanten Parole eingestellt worden'. 

Da der Anfangsverdacht des §130 Strafgesetzbuch. (StGB) nicht ausgeschlossen 

werden konnte" seien laut Berichterstattung ,des PP Wuppertal Videoaufzeichnungen 

zur Strafverfolgung vorgenommen worden.' Eine 'Strafanzeige wurde gefertigt. Vor 
" . . . '. .' 

,dem Hintergrund, dass erstens di~ rechtliche Einordnung der skandierten .Parole re-

gelmäßig von einer umfänglichen Bewertung der Umstände des EinzelfaHes abhängt, . 

die v~r Ort häufig nicht ohne Weiteres vorgenommen werden kann und zweitens eine 

. personenscharfe Zuordnüng erst durch eine aufwändige Auswertung ·des Videomate

.rials möglich ist, seien in der Gesamtbetrachtung auch aus Gründen derVerhältnis~ 

mäßigkeit zunächst keine Identitätsfeststellungen getroffen worden; Identifizierungen 

werden insbesondere über die Auswenung des Videomaterials vorgenommen. 

Frage:, . Laut dem Bericht der Landesregie·rung. vom 2. Juli· 2018 . für den 

Rechtsausschuss am 4. Juli 2018 (Vorlage 17/917) wurden zweiEr~ 
. . 

mittlungsverfahren wegen des .Verdachts· der öffentlichen Aufforde-

rung zu Straftaten gegenunbeka~nte Täter eingeleitet (Seite 2 des 

Berichts). Warum wurden die Identitäten, dieser Pe·rsone~ nicht vor 

Ort festgestellt bzw. konnten d'ie Identitäten dieser Personen, inzwi

schen . festgestellt . werden? (Ergänzende Frage der. Fraktion Bündnis ' . 

90/DieGrünen vom 20. September 2018) 

. Laut Bericht des PP Wuppertal seien, nachdem die Parolen "Linkes Gezeter - 9 mm" 

sowie "Schlagt den Roten die· Schädeldecke ein" aus dem Aufzug der Partei "Die. 

Rechte" heral,Js skandiert wurden, Videoaufnahmen zum Zwecke der Strafverfolgung 
. . " 

erfolgt und entsprechende Strafanzeigen gefertigt worden. Im Übrigen wird auf die 

Antwort zum vorherigen Fragenkomplex verwiesen. 



. Frage: . Wie ist der .Sachstand zu den gesamten Ermittlungsverfahren, die 

im Zusammenhang mit dem Versammlungsgeschehenstehen? 
. ., . .... 

(Frage Seite 24 des Protokolls der 18. '/nnenausschusssitzung) . 

Wegen folgender Sachverhalte sind gemäß der Berichterstattung des pp 'Wuppertal 

. Ermittlungsverfahren eingeleitet worden,. über deren Abschluss die Staatsanwalt

schaft Wuppertal zu entscheiden hat: 

a) Straftaten nach dem Versammlungsgesetz 

~ . Zwei Verfahren wegen Mitführens von Pfefferspray 

'» Ein Verfahren wegen Nichtanmeldung einer.Versammlung 

~ Ein Verfahren wegen Vermummung 

~ Ein Verfahren wegenVerY:'eridens von Kennzeichen verfassungswidriger Organi

sationen. 

b) Sonstige Straftaten . 
. . . .... 

~ . Ein Verfahren wegen Beleidigung eines Polizeibeamten . 

. . ~ Ein Verfahren wegen VOlksverhetzung 

~ Zwei Verfahren wegen öffentlicher Aufforderung zu Straftaten 

c) Straftaten perE-m~iI 

~ Ein Verfahren wegen Beleidigung zum Nachteil des Herrn polizeipräsidenten 

Röhrl 

. ~ ,Ein Verfahren wegen Bedrohung und Beleidigung z. N. von PolizeivoUzug~bea.m

ten (PVB)· 

~ Ein Verfahren wegen Öffentlicher Aufforderung zu Straftaten (perTwitter) 

d) Amtsdelikte 

~ Im' Zusammenhang' mit der Strafanzeige des Herrn L.· gegen die eingesetzten 
. . 

. '. . 

. 'PVB wegen aller in Frage kommender Delikte, wird das Verfahren u.a. wegen des 

Verdachts der Körperverletzung im Amt geführt. 

~. Das StrafVerfahren im Zusammenhang mit der Ingewahrsamnahme des Herrn B. 

wird.ebenfalls wegen des Verdachts der Körperverletzung im Amt geführt,. 



,Frage:' Können Angaben zu den Verletzungen des Beschuldigten L. und,ggf. 

des BeschuldigtenB. gem,acht werden? (Frage Seite 31 des Protokolls 

der 18. Innenausschusssitzung) 

Gemäß Bericht des pp Wuppertalsei Herr L. am 16. Juni 2018, gegen, 16:40 Uhr; 

, der Gefangenensammelstelle zugeführt worden. Die aufnehmende Beamtin habe 

Herrn L. unmittelbar zu etwaig entstandenen Verletzungen befragt. Herr L., habe mit~ 

geteilt, dass er keine Verletzungen festgest'ellt habe. Diese Aussage sei dokumen-
, , ' 

tiert wor~en. Bis zur Entlassung aus der Gefangenensammelstelle um 17:37 Uhr ha-

be Herr L~ keine Angaben gegenüber den eirigesetzten PVB zu davongetragenen 

Verletzungen gemacht. Erst mit Eingang' der Strafanzeige bei der StA Wuppertal am 

29. Juni 2018 gegen die eingesetzten Poli~eikräfte wegen aller in Frage kommender 

Delikte seien mit Schreiben des Rechtsanwalts von Herrn L. Angaben zu Verletzun- ' 

g'en übermittelt worden. 

Auch Herr B. sei unmittelbar nach Zuführung- in die Gefangenensammelstelle um 

16:57 Uhr durch den eingesetzten Polizeibeamten zu entstandenen Verletzungen 
, , ' 

befragt worden. In diesem Zusammenhang seien 'die nach Angaben des Herrn B. 

beim Zugriff erlittenen Verletzungen dokumentiert und fotografisch ge~ichert worden. 

, , 

, ' 

'Frage: Wurden nach dem '20. Juni 2018 weitere Straftaten gemeldet, die aus 

der Demonstration von "Die Rechte" heraus verübt wurden? Wurden 
• ? . . -

'Straftaten im Nachgang zu dieser Demonstration festgestellt? (Er-

gänzende "Frage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen vom 

20. September 2018) 

.' , 

Nach derzeitigem Stand'und der Auswertung der zur Verfügung stehende~ polizeili-
. :. 

chen Auskunftssysteme seien nach dem 20. Juni 2018 im Zuständigkeitsbereich des 

pp Wuppertal keine,weiteren Straftaten, die im Zusammenhang mit der Versamm

lung sfehen,gemeldet worden. 



"Frage: Wie ist der Sachstanci im Zusam'menhang mit der Dienstaufsichtsbe

schwerde ~. N. des Herrn Polizeipräsidenten (PP) Röhrl? (Frage Seite 
, , 

23 des Protokolls der 18./nnenausschusssitzung)-

" , 

Das pp Wuppertal berichtete, dass mitSchre'ibeh vom 27. Juni 2018 der Rechtsan- ' 

walt von Herrn L. beim Ministerium des Inne-rn, Nordrhein-Westfalen eine Dienstauf-
, , 

sichtsbeschwerde gegen Herrn PP Röhrl eingereicht habe. Dort wurde der Vorwurf 
, , , 

vorgebracht, dass Herr pp Röhrl den Namen von Herrn L.unberechtigterweiseim 

, WDR-Fernsehen veröff,entlichte, um dadurch' Vorverurteilungen 'zu verbreiten. Mit, 

" Erlassvon11.3. Juli 2018 wurde. Herr pp Röhrl aufgefordert; in dieser Angelegenheit 

Stellung zu nehmen. Die Stellungnahme' gi.ng am 19. Ju!i 2018 im Ministerium des ' 

Innern Nordrhein-Westfalen ein. DieD'ienstaufsichtsbeschwerde wurde mittlerweile ' 

aus dem zuständigen Referat als unbegründet abgelehnt., Ein ablehnender Bescheid 
, ' 

sei dem Rechtsanwalt von Herrn L. bereits zugestelltworden. ' 

Frage: Hates vom ,Bekanntwe.rden des Schulfestes ,am 18. April bis zur An-; 
" . 

wohnerinformation am 13. Juni 2018 keinerlei Gespräche mit der 

Schule gegeben? (Frage Seite 23' des, Protokolls der 18. /nnenaus-' 

, schusssitzung) 

? • . . '-

Hierzu wird auf die Ausführunge~ auf Seite 2 des schriftlichen Beric~ts' für die Sit-, 

zung des Innenausschusses am 05. Juli 2018 (Apr 17/338) verwiesen. '. 

Frage: • Formulierung des ablehnenden Bescheids zum Antrag nach dem In

form~tionsfreiheitsgesetz No'rdrhein-Westfalen (iFG N~W) (Frage Sei

te 23 'des Protokolls der 18. /nnenausschusssitzung) 

. " . 
. . . " . . . 

,Hierzu wird auf die Ausführungen der Seiten 3 und 4 des schriftlichen Berichts für die 

Sitzung desinnenausschusses am 05. Juli 2018 (Apr 17/338) verwie~en.' 

In Folge der Einsatznachb~reitung des pp Wuppertal, wurden organisatorische Maß

, nahmen getroffen, um Kommunikationsfehler in Zukunft zu verhindern. Entsprechen-



. . . . 

de\terfügungen der Behörde, sind zukünftig ausschließlich auf. dem Dienstweg zu 
. '. 

versenden und dem Behördenleiter oder seiner Vertreterin/seines Vertreters im Amt 

vor Abgang vorzulegen. Darüber hinaus sind die zustäridigenMitarbeiterinnen und' 

': Mitarbeiter hinsichtlich etwaiger Formulierungen sensibilisiert worden .. 

. . 

. Frage:' Welche Verhalten'sweisen' sind teilweise von Polizeibeamten inner-

halb der Behörde durchgeführt worden? (Hinweis: Die Fragestellung . 
. .. 

scheint auf die VeröffentHchungeiner Stellungnahme' des Personalrats. 

des PP Wuppertal sowie eines in diesem Zusammenhang ebenfalls veröf

'fentlichten Briefes der Gewerkschaft der Polizei ~n den OberbürgerlTleister 
.' . 

der Stadt Wuppertal abzuzielen.) ,(Frage Seite 3,1 des Protokolls der 18. 

Innenausschusssitzung) 

. . 
. .' 

Dem Bericht des PP Wuppertal zufolge habe sich der Personalrat des PP Wuppertal 

'. aus eigenem Antrieb heraus entschieden, zu den Vorkommnissen des 16. Juni 2018 

im Intranet Stellung zu beziehen. 

Frage:' 'Gilt weiterhin unverbrüchlich in Nordrhein-Westfalen das' Deeskalati

, onsmodell der Polizei? Haben wir weiterhin eine klar bürgernahe und 

kommunikationsstarke Polize,i?(Frage Seite 31 des Protokolls der 18. 

Innenausschusssitzung) 

Die Polizei leistet durch .zurückhaltenden und kalkulierten Einsatz einen wichtigen 

Beitrag zur Wahrnehmung des Grundrechtes' auf Versammlungsfreineit. Geziel~e 

Kommunikation und Dee~kalation sowie kOr)sequentes Einschreiten gegen erkannte, 

Straftäter sind die. wesentlichen Bausteine des Konzeptes ,der Polizei des Landes 

Nordrhein-Westfalen. Dazu gehört auch die strikte Differenzierung zwischen friedli':'. 

chen Ve'rsammlungsteilnehmern uhd gewaltbereiten Stötern. 


